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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Finanzierungshilfe für Entwicklungsländer 
aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
(Entwidclungshilfegesetz) 

— Drucksache 2288 — 


A. Bericht des Abgeordneten Majonica 


Der Zweck der Gesetzesvorlage der Bundesregie- 
rung — Drucksache 2288 — ist ein doppelter: 

1. die Zweckbindung der ERP-Mittel auf Grund des 
Gesetzes über die Verwaltung des ERP-Sonder- 
vermögens vom 31. August 1953 (§ 2: „Das Son- 
dervermögen dient ausschließlich dem Wieder- 
aufbau und der Förderung der deutschen Wirt- 
schaft . . . ") für die Zwecke dieses Gesetzentwurfs 
aufzuheben und zu ermöglichen, daß ERP-Mittel 
auch zur Förderung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit dem Auslande — insbesondere mit den Ent- 
wicklungsländern — eingesetzt werden können, 
ohne daß darin gleichzeitig eine Förderung der 
deutschen Wirtschaft liegt, 

2. das ERP-Vermögen zum Schuldner des von der 
VW-Stiftung an den Bund zu gebenden Dar- 
lehens von 500 Mio DM zu machen. 

Der Gesetzentwurf sieht in seinem §. 1 unter Ab- 
satz 1 eine Bindungsermächtigung für den Bundes- 
minister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes vor, 
Verpflichtungen zur Gewährung von Darlehen an 
Entwicklungsländer bis zu einem Gesamtbetrag von 
1,5 Mrd DM zu übernehmen. 

In § 1 Abs. 2 ist stipuliert, daß aus den Rückflüs- 
sen und Zinsen dieser Darlehen in revolvierender 
Form neue Kredite für den gleichen Zweck gege- 
ben werden können. 

Die Kredite sollen nach § 3 Nr. 1 aus dem ERP- 
Sondervermögen entnommen werden, und zwar in 
Höhe von 1 Mrd DM, und gemäß Nr. 2 aus dem 
Kredit der VW-Stiftung in Höhe von 500 Mio DM. 
Gemäß Nr. 2 können andere Förderungsmittel ver- 


I wandt werden, falls diese ausdrücklich für diesen 
j Förderungszweck durch den Gesetzgeber bestimmt 
■ werden. 

I In § 2 des Gesetzes erklärt der Gesetzgeber, daß 
i die in § 1 vorgesehenen Förderungsmittel nur eine 
I Ergänzung anderer Leistungen darstellen, so daß 
j der subsidiäre Charakter des Gesetzes eindeutig 
i unterstrichen wird. 

! In § 4 wird der Bundesminister für wirtschaft- 
I liehen Besitz des Bundes ermächtigt, Kassenmittel 
I zur Vorfinanzierung der Darlehen nach § 1 zu ver- 
! wenden. 

In § 5 Abs. 1 wird lediglich das Prinzip des vor- 
j zitierten Gesetzes vom 31. August 1953 nochmals 
] verankert, wonach die Förderungsmittel Bestand- 
1 teil des ERP-Sondervermögens bleiben sollen (un- 
I beschadet ihrer revolvierenden Verwendung), d. h. 

: also nicht Gegenstand von unentgeltlichen Zuwen- 
j düngen an die Entwicklungsländer sein können. 

Der an den Beratungen beteiligte Wirtschaftsaus- 
schuß hat mit einem Schreiben seines Vorsitzenden 
an den Vorsitzenden des Ausschusses für auswär- 
tige Angelegenheiten zwei Abänderungsanträge 
! vorgelegt, 

I a) zu prüfen, ob die Formulierung des § 1 Abs. 1 
! alle Zweifel ausschließt, daß sich aus dieser Vor- 
schrift Ansprüche zur Förderung der Export- 
industrie ergeben könnten; 

b) in § 3 Abs. 1 in einer neuen Nummer vorzu- 
sehen, daß Mittel des Bundes jährlich nach nähe- 
ren Bestimmungen des Bundeshaushaltsplans für 
j den Förderungszweck bereitgestellt werden. 
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Mit diesen Vorschlägen hat sich zunächst der Un- 
terausschuß „Wirtschaftsentwicklung fremder Völ- 
ker" im Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
befaßt und ist hierbei zu der Ansicht gelangt, daß 
die Fassung des § 1 Abs. 1 juristisch die Bedenken 
des Wirtschaftsausschusses nicht rechtfertigt: Dieser 
Paragraph stipuliere lediglich eine Ermächtigung 
des Bundesschatzministers, begründe aber keine 
Ansprüche, von welcher Seite sie auch immer gel- 
tend gemacht werden sollten. Zu der Einfügung, die 
der Wirtschaftsausschuß in § 3 Abs. 1 wünschte, er- 
klärte der Unterausschuß in seinem Bericht an den 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten, hiermit 
beabsichtige der Wirtschaftsausschuß offenbar aus 
grundsätzlichen Erwägungen, den vorliegenden Ge- 
setzentwurf in ein allgemeines Entwicklungshilfe- 
gesetz umzuwandeln. Der in der Klammer ange- 
führte Untertitel „Entwicklungshilfegesetz" biete 
hierfür sogar eine gewisse Handhabe. Der Wirt- 
schaftsausschuß begründe seinen Antrag zudem 
wie folgt: 

Er bejahe einstimmig die Absicht der Bundes- 
regierung, zur Förderung der Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern Mittel bereitzustellen. Der 
Förderungszweck könne nach Auffassung des Wirt- 
schaftsausschusses jedoch nur erfüllt werden, wenn 
diese Mittel laufend und im größeren Umfang zur 
Verfügung ständen. 

Als Quelle könne deshalb das ERP-Vermögen, 
dessen Bestand nach übereinstimmender Auffassung i 
des Ausschusses zur Erfüllung der binnen- und | 
außenwirtschaftlichen Aufgaben nicht angegriffen ? 
werden dürfe, nicht ausreichen, da nur das jährliche : 
Zinsaufkommen zur Verfügung stehen werde. Bei 
den schwierigen und langfristigen Förderungsauf- 
gaben für die Entwicklungsländer könne sodann 
nicht mit normalen Rückflüssen gerechnet werden, ; 
so daß andere Quellen zur Vergrößerung des Fonds 
gefunden werden müßten, wenn die Aufgabe mit 
Erfolg in Angriff genommen werden solle. Der 
Wirtschaftsausschuß sei deshalb der Auffassung, 
daß von vornherein neben den Mitteln aus dem 
ERP-Vermögen auch Bundesmittel vorgesehen wer- 
den müßten, ohne jedoch im einzelnen den Bundes- 
haushalt und die Beschlüsse des Haushaltsaus- 
schusses zu präjudizieren. 

Der Wirtschaftsausschuß sei schließlich der An- 
sicht, daß die dann jährlich zur Verfügung stehen- 
den Bundesmittel zur Vereinfachung der Verwal- 
tung und des Vergabeverfahrens in einen einheit- 
lichen Kreditfonds für Entwicklungshilfe, also in den 
Teil 11 (Entwicklungshilfe) des ERP-Wirtschafts- 
plans fließen sollten. 

In Konsequenz dieser Überlegungen habe der 
Wirtschaftsausschuß außerdem vorgeschlagen, den 
Titel des Gesetzentwurfs wie folgt zu ändern: 

„Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierungs- 
hilfe für Entwicklungsländer (Entwicklungshilfe- 
gesetz)" 

Dem Unterausschuß „Wirtschaftsentwicklung 
fremder Völker" sei hierzu mitgeteilt worden, daß 
der Bundesminister der Finanzen in einem Schrei- 1 


ben an den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
hiergegen folgende Einwände geltend gemacht 
habe: 

1. Der Gesetzentwurf der Drucksache 2288 be- 
zwecke nur eine Teilzuwendung von ERP-Mit- 
teln für Zwecke der Finanzhilfe für Entwick- 
lungsländer unter Befreiung der vorgesehenen 
Mittel von den Beschränkungen des Gesetzes 
vom 31. August 1953. 

2. Es sei widersinnig, Mittel aus dem Bundeshaus- 
halt zunächst über das ERP-Sondervermögen und 
von da an die Kreditanstalt für Wiederaufbau zu 
leiten, wie das der Wirtschaftsausschuß vor- 
schlage. An einer laufenden Vermehrung des 
ERP-Sondervermögens bestände kein Interesse. 

3. Ein zukünftiges Gesetz zur Finanzhilfe für die 
Entwicklungsländer würde auch Budgetmaßnah- 
men vorsehen unter Verzicht auf die Erhaltung 
der Substanz. Das sei aber im Rahmen des ERP- 
Vermögens nicht möglich. 

4. Die einengende Entscheidungsbefugnis des Bun- 
desfinanzministers und des Haushaltsausschus- 
ses durch die Bildung eines neuen Ausgabeblocks 
entspreche nicht den Grundsätzen einer gesun- 
den Haushaltspolitik. Der Haushaltsgesetzgeber 
sollte sich die freie Entscheidung darüber Vor- 
behalten, welche Mittel im Bundeshaushalt für 
Entwicklungshilfe eingesetzt und für welche 
Zwecke und unter welchen Bedingungen sie ge- 
geben würden. 

5. Vom Standpunkt einer einheitlichen Steuerung 
der Mittel bestände ebensowenig Anlaß, dem 
vom Wirtschaftsausschuß vorgelegten Vorschlag 
zu folgen; Die Entscheidungsbefugnis des inter- 
ministeriellen Ausschusses bezöge sich sowohl 
auf die Verteilung der Mittel, die Auswahl der 

, Projekte als auch die Bedingungen, zu denen die 
Mittel gegeben würden. In diesem Lenkungs- 
ausschuß seien alle zuständigen Ministerien ein- 
schließlich des Bundesschatzministeriums ver- 
treten. 

6. Das vom Wirtschaftsausschuß mit seinem Vor- 
schlag verfolgte Ziel, alle Mittel zugunsten der 
Entwicklungshilfe an einer Stelle zusammenzu- 
fassen, würde auf die vorgeschlagene Weise 
nicht erreicht. Außer den Mitteln des Bundes 
ständen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
eigene Mittel, aus dem Kapitalmarkt geschöpfte 
Mittel sowie Mittel der Länder zur Verfügung. 

Hierzu wurde im Bericht an den Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten festgestellt, diese Ar- 
gumente hätten die Zustimmung des Unterausschus- 
ses gefunden. Es sei nicht einzusehen, warum die 
zukünftigen, im Bundesetat zu verankernden Mittel 
zugunsten der Entwicklungshilfe über das ERP-Ver- 
mögen geleitet würden, wenn man bedenke, daß die 
aus dem ERP-Vermögen für die Entwicklungshilfe 
zur Verfügung gestellten Mittel nur einen Bruchteil 
der Fonds darstellten, die über den Etat in Zukunft 
den Entwicklungsländern in verschiedener Rechts- 
form (unmittelbare oder mittelbare, gebundene oder 
nicht gebundene Darlehen, verlorene Zuschüsse) zu- 
fließen würden. 
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Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat sich den Standpunkt seines Unterausschusses in 
seiner 61. Sitzung vom 16. März 1961 zu eigen ge- 
macht. übereinstimmend wurde die Ansicht vertre- 
ten, daß der mit Drucksache 2288 vorgelegte Gesetz- 
entwurf kein Entwicklungshilfegesetz im allgemei- 
nen Sinne, sondern lediglich ein Gesetz zur Ver- 
wendung bestimmter beschränkter Mittel für Ent- 
wicklungszwecke ist. Dieser Zweck werde durch 
den vorliegenden Gesetzentwurf erfüllt. Da die 
Verwendung der Mittel der gleichen Lenkung und 
Kontrolle unterliegen solle, wie alle Mittel, die 
heute oder später den Entwicklungsländern zukä- 
men, sei das Erfordernis einer einheitlichen Steue- 
rung als gegeben anzusehen. 

In den Beratungen des Ausschusses wurde im 
übrigen die Befürchtung geäußert, daß die in § 1 
Abs. 1 der Vorlage gewählte Formulierung „zur 
Förderung der Zusammenarbeit mit dem Ausland, 
insbesondere mit den Entwicklungsländern“, mißver- 
standen und evtl, sogar zu einer nicht beabsichtig- 
ten Anwendung der Gesetzesbestimmungen führen 
könne. Von Vertretern der Bundesregierung und 
verschiedenen Mitgliedern des Ausschusses wurde 
demgegenüber zum Ausdruck gebracht, daß der ma- 
terielle Inhalt und der Titel des Gesetzes einwand- 
frei klarstellten, daß seine Bestimmungen aus- 


I schließlich auf Maßnahmen der Finanzierungshilfe 
für Entwicklungsländer abge, stellt sind und die 
■ zitierte Formulierung im § 1 Abs. 1 nur deshalb 
I verwandt wurde, weil der Begriff „Entwicklungs- 
i land“ sich je nach dem Ausgangspunkt der Betrach- 
tung und den zeitlich bedingten Verhältnissen wan- 
delt. 

Auf Beschluß des Ausschusses ist aus diesem 
Grunde auch in diesem Bericht ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, daß die Fassung von § 1 Abs. 1 Satz 1 
nur aus Gründen der Praktikabilität und mit Rück- 
I sicht auf die zuständigen Verwaltungsstellen ge- 
j wählt worden ist und in keiner Weise den materiel- 
I len Charakter des Gesetzes verändert. 

Der Ausschuß hat es bei Abschluß seiner Bera- 
tungen lediglich für richtig gehalten, dem Deutschen 
! Bundestag vorzuschlagen, den Kurztitel des Geset- 
I zes von „Entwicklungshilfegesetz'' in „ERP-Ent- 
wicklungshilf egesetz " abzuändern. 

Der an den Beratungen beteiligte Haushaltsaus- 
schuß hat in seiner 167. Sitzung vom 12. April 1961 
I beschlossen, gegen die Gesetzesvorlage keinen Ein- 
I wand zu erheben und der vom federführenden Aus- 
j schuß vorgeschlagenen Änderung des Kurztitels 
(Entwicklungshilfegesetz in „ERP-Entwicklungs- 
I hilfegesetz“) zuzustimmen. 


Bonn, den 12. April 1961 


Majonica 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2288 — mit der 
Maßgabe, daß die Überschrift folgende Fassung er- 
hält: 


„Entwurf eines Gesetzes 

über die Finanzierungshilfe für Entwicklungsländer 
aus Mitteln des ERP-Sondervermögens 
(ERP-Entwicklungshilfegesetz) “ , 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 12. April 1961 


Der Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Majonica 

Berichterstatter 



